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Versuchen wir zunächst zu klären, was die Alliierten nach dem Sieg über Nazi-Deutschland 

mit dem Abkommen wollten. Der vom Zweiten Weltkrieg erlösten Bevölkerung präsentierten 

sich die Forderungen ganz unverblümt in einem Flugblatt, welches im Sommer 1945 verteilt 

wurde. Darin heißt es: „Die Niederlage, die Deutschland durch seine eigene Überheblichkeit 

erlitten hat, wird nie wieder durch Waffengewalt abgeändert werden. Wie immer sich auch 

das politische Gesicht der Welt gestalten möge, die vereinten militärischen Kräfte, die 

Deutschland jetzt besiegt haben, werden jedem zukünftigen deutschen Angriffswunsch 

geschlossen im Wege stehen. Da die deutsche Rüstungsindustrie vollständig verwüstet ist und 

Millionen deutscher Männer gefallen sind, wird die Übermacht der Vereinten Nationen an 

Industrie- und Menschenmaterial über viele Jahre noch überwältigender sein, als sie es schon 

vorher war. Und obwohl der Verlust an Menschenleben im Laufe der Zeit durch das 

Heranwachsen von Kindern wieder ausgeglichen wird, der deutschen Industrie wird es nie 

wieder erlaubt werden, Waffen für einen deutschen Angriffskrieg zu erzeugen. Deutschlands 

Niederlage wird niemals durch Waffengewalt abgeändert werden. Nur durch friedliche Arbeit 

kann Deutschland jemals hoffen, sich als Nation wieder aufzurichten.“  

 

Das politische Konzept einer Nachkriegs-Friedensordnung, wie sie der USA unter Präsident 

Franklin D. Roosevelt vorschwebte, zielte auf eine globale, also über Europa hinausgehende 

Gleichgewichtsordnung, deren Rückgrat die freundschaftlichen Beziehungen unter den 

Großmächten bilden sollte. Zu diesen Mächten zählte er nur noch die Sowjetunion, 

Großbritannien und die Volksrepublik China, die übrigen europäischen Staaten spielten in 

diesem Konzept keine besondere Rolle. Roosevelt war auch im Gegensatz zur sowjetischen 

Führung von der langfristigen Annäherung der unterschiedlichen Gesellschaftssysteme 

überzeugt, deren antagonistischen Gegensatz in der sowjetischen Interpretation er nicht teilte. 

Seine oft als illusionär bezeichnete One-World-Konzeption baute auf die atlantisch-russische 

Allianz für Frieden. Sie sollte in der UNO zu einem kollektiven System der Sicherheit 

zusammengefügt werden. Sie stützte sich auf das Prinzip des Freihandels, den freien Waren- 

und Kapitalaustausch, wie er in den Bretton-Woods-Organisationen institutionalisiert wurde. 

Die weltweite Dominanz liberal-demokratischer parlamentarischer Systeme war für ihn und 

den britischen Premier Winston Churchill eine selbstverständliche Voraussetzung des Erfolgs 

dieser Friedensordnung. 

 

Deutschland spielte nur insofern eine Rolle, als sein militaristisches und 

nationalsozialistisches Potenzial samt seiner ökonomischen Grundlage vollkommen vernichtet 

werden sollte. Auch eine territoriale Zerstückelung wurde nicht ausgeschlossen, wenn sie dem 

Ziel nutzen konnte, den deutschen Einfluss im europäischen Staatensystem vollständig zu 

demontieren. Man wollte aus dem Fehler lernen, den man 1918 begangen hatte, als die 

Alliierten es versäumt hatten, Deutschland zu besetzen – ein Fehler, den man für den 

Ausbruch des Zweiten Weltkriegs mitverantwortlich machte. In dieser Frage sowie in der 

engen Zusammenarbeit mit der Sowjetunion bei der Behandlung Nachkriegsdeutschlands 

bestand noch Einigkeit in der nach dem Tode Roosevelts (April 1945) von Harry S. Truman 

geleiteten US-Delegation in Potsdam. Erst im März 1947 fand der Kalte Krieg in seiner 

„Truman-Doktrin“ seinen vollen Ausdruck. 

 

Der Abschnitt III des Abkommens mit der Überschrift „Deutschland“ enthält die wesentlichen 

politischen und wirtschaftlichen Grundsätze für die Politik der Nachkriegszeit, die unter den 

Schlagworten der Entnazifizierung, Entmilitarisierung und Entmonopolisierung bekannt 



geworden sind. Trotz aller Differenzen in den Vorstellungen der Siegermächte hatten die im 

Februar 1945 auf der Krim zusammengekommenen Hauptmächte USA, Sowjetunion und 

Großbritannien die Leitlinien des Potsdamer Abkommens bereits formuliert: „Der deutsche 

Militarismus und Nazismus werden ausgerottet, und die Alliierten treffen nach gegenseitiger 

Vereinbarung in der Gegenwart und in der Zukunft auch andere Maßnahmen, die notwendig 

sind, damit Deutschland niemals mehr seine Nachbarn oder die Erhaltung des Friedens in 

der ganzen Welt bedrohen kann. Es ist nicht die Absicht der Alliierten, das deutsche Volk zu 

vernichten oder zu versklaven. Die Alliierten wollen dem deutschen Volk die Möglichkeit 

geben, sich darauf vorzubereiten, sein Leben auf einer demokratischen und friedlichen 

Grundlage von neuem wieder aufzubauen.“ 

 

Lassen wir hier einmal die durchaus lohnende Diskussion über den Misserfolg des Vorhabens, 

den deutschen Militarismus und Nazismus gänzlich auszurotten, beiseite. Wer käme aber 

nicht ins Grübeln bei der Erinnerung an jene Sätze des Flugblattes vom Sommer 1945: „... 

der deutschen Industrie wird es nie erlaubt werden, Waffen für einen deutschen Angriffskrieg 

zu erzeugen. ... Nur durch friedliche Arbeit kann Deutschland hoffen, sich als Nation wieder 

aufzurichten.“ Schon die Wiederbewaffnung und die Aufnahme in die NATO standen quer zu 

den ursprünglichen Absichten der Alliierten. Aber die Beteiligung Deutschlands am Überfall 

auf Jugoslawien, die Statistik, die Deutschland seit Jahren auf dem dritten Platz der Nationen 

für Rüstungsexport führt, und die Beteiligung an weltweiten Kriegseinsätzen stehen im 

krassen Gegensatz zum Ziel der Entmilitarisierung. Gestehen wir uns also ein, dass die 

friedenspolitischen Grundsätze heute ebenso wenig eine Rolle in den aktuellen Diskussionen 

der westlichen Staatengemeinschaft spielen wie die Reparationen, die seinerzeit ein äußerst 

strittiges Thema waren, oder die verweigerte Aburteilung der Kriegsverbrecher, eines der 

dunkelsten Kapitel der Nachkriegsgeschichte. 

 

Doch sei noch an einen der Grundsätze erinnert, der gerade in der gegenwärtigen Eurokrise 

von höchster Aktualität sein könnte. Die Alliierten waren sich in ihrer Analyse vollkommen 

einig, dass die Naziherrschaft und der Aggressionskrieg Hitlers erst durch die massive 

Unterstützung durch die führenden Wirtschaftsmonopole in Deutschland möglich geworden 

war. Im Potsdamer Abkommen forderten sie deshalb: „In praktisch kürzester Frist ist das 

deutsche Wirtschaftsleben zu dezentralisieren mit dem Ziel der Vernichtung der bestehenden 

übermäßigen Konzentration der Wirtschaftskraft, dargestellt insbesondere durch Kartelle, 

Syndikate, Trusts und andere Monopolvereinigungen.“ (Abschnitt II, Ziff. 12.) Dieser 

Grundkonsens über die Dezentralisierung der Wirtschaft wurde auch in den folgenden Jahren 

nicht in Frage gestellt. Doch zeigten sich in der konkreten Politik alsbald Differenzen 

zwischen Briten und Amerikanern. Die Labour-Regierung hielt die Sozialisierung für das 

wirksamste Mittel zur Entmachtung privatwirtschaftlicher Macht. Die britische 

Militärverwaltung beschlagnahmte deshalb bereits im November 1945 das gesamte Krupp-

Vermögen, enteignete entschädigungslos im Dezember alle Zechen in der britischen Zone und 

übernahm die gesamte Stahlindustrie in treuhänderische Verwaltung. Die USA hingegen 

tasteten die Eigentumsverhältnisse nicht an und beschränkten sich im Wesentlichen auf die 

Aufspaltung der früheren Großunternehmen. Sozialisierungsmaßnahmen prinzipiell 

ablehnend gegenüber eingestellt, wollten sie jede Präjudizierung der deutschen 

Wirtschaftsordnung vermeiden. So wurden auch alle Sozialisierungsvorstöße der Deutschen 

in den Ländern verzögert und aufgeschoben.
1
 In Deutschland selbst wurden die 

Entflechtungsmaßnahmen zunächst von allen politischen Kräften unterstützt, die gleichzeitig 

auch zum Teil umfangreiche Sozialisierungsforderungen erhoben. So ist auch der heute 

                                                             
1 Genaueres ist nachzulesen in: Michael Antoni, Das Potsdamer Abkommen – Trauma oder Chance? Berlin 

Verlag 1985, S. 191. 



weitgehend vergessene und wirkungslose Sozialisierungsartikel 15
2
 im Grundgesetz zu 

erklären. Doch schon bald drehte sich der Wind und bereits im November 1951 mussten die 

Westalliierten gegen den vollkommen ungenügenden Kartellgesetzentwurf der 

Adenauerregierung intervenieren. Sie vermochten zwar einige Änderungen durchzusetzen, 

aber bis heute haben alle Regierungen und etablierten Parteien es verstanden, dieses Gesetz 

zahnlos zu halten und die Entmonopolisierung ins Reich linker Träume zu verbannen. 

Deshalb sollte an das Potsdamer Abkommen erinnert werden. 

 

 

 

                                                             
2 „Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können zum Zwecke der Vergesellschaftung durch 

ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen der 

Gemeinwirtschaft überführt werden.“ 


